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und Soziales beehrt sich, 
in der Anlage 25 Exemplare des Entwurfes eines Bundesgesetzes, 
mit dem das Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungsgesetz geän­
dert wird, zur gefälligen Kenntnisnahme zu übermitteln. Als 

Frist für die Abgabe der Stellungnahmen wurde der 17. April 1989 
festgesetzt. 

Anlagen 

Für d~'e Richtigkeit 
der Au lrtigung: 

~l 

•••• 7 ........ I Q.'''l'''~i 

Für den Bundesminister: 
M art i n e k 
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E n t w u r f 

Bundesgesetz vom .............•...• , mit dem das Bauarbeiter­
Urlaubs- und Abfertigungsgesetz geändert wird. 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Art i k e I . I 

Das Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungsgesetz, BGBI. Nr. 414/ 
1972, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBI. Nr. 618/1987, 
wird wie folgt geändert: 

I. § 2 Abs. 2 lautet: 

"(2) Für den Sachbereich der Abfertigungsregelung sind Betriebe 

(Unternehmungen) im Sinne des § I: 

a) Baumeisterbetriebe, Maurermeisterbetriebe, Bauunternehmun­
gen, Baueisenbieger- und -verlegerbetriebe, Demolierungsbe­
triebe, Betriebe der Inhaber von Konzessionen des Maurerge­
werbes nach § 6 des Baugewerbegesetzes, RGB1. Nr. 193/1893, 
Deichgräber- und Erdbewegungsbetriebe, Gewässerregulierungs­
betriebe, Wildbach- und Lawinenverbauungsbetriebe, Betriebe 
für Meliorationsarbeiten, Straßenbaubetriebe, Güterwegebaube­
triebe, Kaminausschleiferbetriebe, Fassadenbeschichtungsbe­
triebe (ausgenommen Betriebe der Maler und Anstreicher); 
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b) Steinmetzmeisterbetriebe, Betriebe der Inhaber von Kon­
zessionen des Steinmetzgewerbes nach § 6 des Baugewerbege­

setzes, RGBl. Nr. 193/1893; 

c) Dachdeckerbetriebe, Pflastererbetriebe; 

d) Hafnerbetriebe (ausgenommen die reinen Erzeugungsbetriebe), 

Platten- und Fliesenlegerbetriebe; 

e) Brunnenmeisterbetriebe, Betriebe der Inhaber von Konzes­
sionen für das Brunnenmachergewerbe nach § 6 des Baugewerbe­
gesetzes, RGB1. Nr. 193/1893, Tiefbohrbetriebe, Gerüstverleiher­
betriebe, Betriebe der Verleiher von Baumaschinen mit Bedie­
nungspersonal, Isoliererbetriebe, Asphaltiererbetriebe, Schwarz­
deckerbetriebe, Steinholzlegerbetriebe, Terrazzomacherbetriebe, 
Stukkateur- und Gipserbetriebe, Kunststeinerzeugerbetriebe; 

f) Zimmererbetriebe und Betriebe der Inhaber von Konzessionen 
des Zimmermannsgewerbes nach § 6 des Baugewerbegesetzes, RGB1. 
Nr. 193/1893, soweit sie nicht fabriksmäßig betrieben werden; 

Parkettlegerbetriebe; 

g) Spezialbetriebe, die Tätigkeiten verrichten, die ihrer Art 
nach in den Tätigkeitsbereich der Betriebe nach lit. abis f 

fallen; 

h) Personalbereitstellungsbetriebe bezüglich jener Arbeitneh­
mer, die zu Tätigkeiten überlassen werden, die ihrer Art nach 
in den Tätigkeitsbereich der Betriebe nach lit. abis 9 fallen. 1I 

2. § 8 samt Überschrift lautet: 

"Urlaubsentgelt 

§ 8. (1) Dem Arbeitnehmer gebührt bei Antritt des Urlaubes 
ein Urlaubsentgelt (Urlaubsgeld zuzüglich Urlaubszuschuß), 
das den in der Anwartschaftsperiode erworbenen Anwartschaften 
(§ 4 Abs. 2) und der Dauer des Urlaubes entspricht. Fällt in 
die Anwartschaftsperiode eine kollektivvertragliche Lohner­
höhung, so sind für die Berechnung aller Anwartschaften die­
ser Anwartschaftsperiode jene Zuschlagswerte heranzuziehen, 
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die sich auf Grund der LOhnerhöhung ergeben. Der Anspruch 
auf das Urlaubsentgelt richtet sich gegen die Urlaubs- und 

'.'~ 

Abfertigungskasse. 

(2) Der Arbeitgeber hat bei der für den Sitz des Betriebes 
zuständigen Landesstelle der Urlaubs- und Abfertigungskasse 
zu einem für die Auszahlung an den Arbeitnehmer zeltgerech­
ten Termin, frühestens jedoch einen Monat vor dem vereinbarten 
Urlaubsantritt um Überweisung des entsprechenden Urlaubsent­
geltes einzureichen. Er hat sich hiebei vorerst auf Grund der 
vorhandenen Unterlagen zu überzeugen, daß der Arbeitnehmer im 
Zeitpunkt des Urlaubsantrittes bereits den Urlaubsanspruch 
erworben hat. 

(3) Die Urlaubs- und Abfertigungskasse hat das auf Grund 
der Einreichung des Arbeitgebers diesem zu überweisende 
Urlaubsentgelt nach den erworbenen Anwartschaften zu be­
rechnen und auf das vom Arbeitgeber für die überwiesenen 
Urlaubsentgelte einzurichtende besondere Konto zu überweisen. 

(4) Muß der Arbeitgeber auf Grund des vereinbarten Urlaubs­
antrittes bereits vor Vollendung der 46. Anwartschaftswoche 
um Überweisung des Urlaubsentgeltes einreichen, so hat die 
Urlaubs- und Abfertigungskasse die noch nicht gemeldeten 
Anwartschaftswochen nach dem Durchschnitt der bisher in 
der laufenden Anwartschaftsperiode erworbenen Anwartschaften 
zu berechnen. Allfällige Unterschiede zwischen dieser Berech~ 
nung und den tatsächlich erworbenen Anwartschaften sind bei 
der nächsten Berechnung eines Urlaubsentgeltes oder bei einer 
Abfindung auszugleichen. 

(5) Die Auszahlung des jeweils gebührenden Urlaubsentgeltes hat 
der Arbeitgeber am letzten Arbeitstag vor dem Urlaubsantritt 
unter Berücksichtigung gesetzlicher oder kollektivvertraglicher 
Bestimmungen über die Lohnzahlung vorzunehmen. Hiebei ist dem 
Arbeitnehmer auch der von der Urlaubs- und Abfertigungskasse 
vorgesehene Abrechnungsnachweis auszufolgen. Der Arbeitnehmer 
hat den Erhalt des Urlaubsentgeltes dem Arbeitgeber zu bestätigen. 
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(6) Wird das Urlaubsentgelt dem Arbeitnehmer während des 
Arbeitsverhältnisses nicht oder bei Urlaubshaltung nicht 
zur Gänze innerhalb von drei Monaten nach Überweisung durch 
die Urlaubs- und Abfertigungskasse (Abs. 3) ausbezahlt und 
der Urlaubs- und Abfertigungskasse nicht rücküberwiesen, so 
hat der Arbeitgeber ab diesem Zeitpunkt für das nicht ver­
brauchte Urlaubsentgelt der Urlaubs- und Abfertigungskasse 
Zinsen in der Höhe von 10 vH p.a. zu entrichten. Die Urlaubs­
und Abfertigungskasse kann aus rücksichtswürdigen Gründen 

die Zinsen herabsetzen oder erlassen. 

(7) Verbraucht der Arbeitnehmer während des Arbeitsverhält­
nisses den Urlaub nicht oder nur zu einem Teil, hat der Ar­
beitgeber ein bereits überwiesenes Urlaubsentgelt im Ausmaß 
des nicht verbrauchten Urlaubes der Urlaubs- und Abfertigungs­
kasse binnen zwei Wochen nach Beendigung des Arbeitsverhält­

nisses zurückzuzahlen. 

(8) Die Urlaubs- und Abfertigungskasse kann das Urlaubsent­
gelt dem Arbeitnehmer direkt auszahlen, wenn der Arbeit­
geber die in Abs. 5 und 7 vorgesehenen Bestimmungen nicht 
erfüllt hat, mit der Entrichtung fälliger Zuschläge für 
mehr als zwei Zuschlagszeiträume im Rückstand ist oder kein 
besonderes Konto für Urlaubsentgelte (Abs. 3) eingerichtet 

hat. 

3. § 23 wird folgender Satz angefügt: 

liDer Urlaubs- und Abfertigungskasse ist überdies die Einsicht 
in sämtliche Unterlagen betreffend das besondere Konto des 
Arbeitgebers für Urlaubsentgelte gemäß § 8 Abs. 3 zu gewähren." 

4. § 25 Abs. 3 bis 8 lauten: 

"(3) Leistet der Arbeitgeber dieser Aufforderung nicht 
oder nur teilweise Folge, so hat die Urlaubs- und Abfer­
tigungskasse zur Eintreibung nicht rechtzeitig entrich­
teter Beträge einen Rückstandsausweis auszufertigen. Die-
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ser Ausweis hat den Namen und die Anschrift des Schuldners, 
den rückständigen Betrag, die Art des Rückstandes samt 
Nebengebühren, den Zuschlagszeitraum, auf den die rück­
ständigen Zuschläge entfallen,und allenfalls vorgeschrie­
bene Verzugszinsen zu enthalten. Die Urlaubs- und Abferti­
gungskasse hat auf dem Ausweis zu vermerken, daß der Rück­
standsausweis einem die Vollstreckbarkeit hemmenden Rechts­
zug nicht unterliegt. Der Rückstandsausweis ist Exekutions­
titel im Sinne des § I der Exekutionsordnung. 

(4) Als Nebengebühr kann die Urlaubs- und Abfertigungs­
kasse in den Rückstandsausweis einen pauschalierten Kosten­
ersatz für die durch die Einleitung und Durchführung der 
zwangsweisen Eintreibung bedingten Verwaltungsauslagen mit 
Ausnahme der im Verwaltungsweg oder im gerichtlichen Weg 
zuzusprechenden Kosten aufnehmen. Der Anspruch auf die im 
Verwaltungsweg oder im gerichtlichen Weg zuzusprechenden 
Kosten wird hiedurch nicht berührt. Der pauschalierte 
Kostenersatz beträgt 0,5 vH des einzutreibenden 
Betrages, mindestens jedoch 20 S. Der Ersatz kann für 
dieselbe Schuldigkeit nur einmal vorgeschrieben werden. 
Allfällige Anwaltskosten des Verfahrens zur Eintreibung 
der Zuschläge dürfen nur insoweit beansprucht werden, als 
sie im Verfahren über Rechtsmittel auflaufen. 

(5) Ein Einspruch gegen den Rückstandsausweis gemäß Abs.3 
ist vom Arbeitgeber bei der Bezirksverwaltungsbehörde 
einzubringen. Diese hat mit Bescheid über die Richtig­
keit der Vorschreibung zu entscheiden. 

(6) Bestreitet der Arbeitgeber die Vorschreibunggemäß Abs.1 
mit der Begründung, nicht in den Geltungsbereich dieses 
Bundesgesetzes zu fallen, so hat die Bezirksverwaltungsbe­
hörde auf Antrag der Urlaubs- und Abfertigungskasse ehestens, 
spätestens aber einen Monat nach Einlangen des Antrages mit 
Bescheid festzustellen, ob der Arbeitgeber den Vorschriften 
dieses Bundesgesetzes unterliegt. 
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(7) Über Berufungen gegen einen Bescheid nach Abs. 5 oder 6 
entscheidet der Landeshauptmann. Gegen die Entscheidung des 
Landeshauptmannes ist eine weitere Berufung unzulässig. 
Bildet Gegenstand des Verfahrens die Frage, ob für das in Be­
tracht kommende Arbeitsverhältnis dieses Bundesgesetz An­
wendung findet, so endet der Rechtsmittelzug beim Bundes­
minister für Arbeit und Soziales; dieser hat, wenn gleich­
zeitig die Höhe des Rückstandes bstritten wird, auch darüber 

zu entscheiden. 

(8) Der Urlaubs- und Abfertigungskasse 1st zur Eintreibung 
nicht rechtzeitig entrichteter Zuschläge die Einbringung im 
Verwaltungswege gewährt (§ 3 Abs.3 Verwaltungsvollstreckungs­

gesetz 1950).11 

5. Nach § 25 wird ein § 25 a eingefügt, der lautet: 

II§ 25 a. (1) Wird ein Betrieb übereignet, so haftet der Erwer­
ber"für Zuschläge, die sein Vorgänger zu zahlen gehabt hätte, 
unbeschadet der fortdauernden Haftung des Vorgängers sowie der 
Haftung des Betriebsnachfolgers nach § 1409 ABGB unter Bedacht­
nahme auf § 1409 a ABGB und der Haftung des Erwerbers nach § 25 
des Handelsgesetzbuches für die Zeit von höchstens zwölf Mona­
ten vom Tag des Erwerbes zurückgerechnet. Im Fall einer Anfrage 
bei der Urlaubs- und Abfertigungskasse haftet er jedoch nur mit 
dem Betrag, der ihm als Rückstand ausgewiesen worden ist. 
Leistet der Betriebsnachfolger der Aufforderung der Urlaubs­
und Abfertigungskasse, den Rückstand seines Vorgängers binnen 
14 Tagen zu bezahlen, nicht Folge, so hat die Urlaubs- und 
Abfertigungskasse einen Rückstandsausweis auszufertigen. 

§ 25 Abs. 3 bis 8 gelten sinngemäß. 

(2) Abs. I gilt nicht bei einem Erwerb aus einer Konkurs­
masse oder im Zuge eines Vollstreckungsverfahrens. 

(3) Geht der Betrieb auf 

1. einen Angehörigen des Betriebsvorgängers gemäß Abs. 4, 
2. eine am Betrieb des Vorgängers wesentlich beteiligte Per­

son gemäß Abs. 5 oder 
3. eine Person mit wesentlichem Einfluß auf die Geschäftsfüh­
rung des Betriebsvorgängers (z.B. Geschäftsführer, leitender 
Angestellter, Prokurist) über, so haftet dieser Betriebsnach­
folger ohne Rücksicht auf das dem Betriebsübergang zugrunde 
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liegende Rechtsgeschäft wie ein Erwerber gemäß Abs. 1, solange 
er nicht nachweist, daß er die Zuschlagsschulden nicht kannte 
bzw. trotz seiner Stellung im Betrieb des Vorgängers nicht 
kennen konnte. 

(4) Angehörige gemäß Abs. 3 Z I sind: 
1. der Ehegatte; 
2. die Verwandten in gerader Linie und die Verwandten zweiten 
und dritten Grades in der Seitenlinie, und zwar auch dann, 
wenn die Verwandtschaft auf einer unehelichen Geburt beruht; 
3. die Verschwägerten in gerader Linie und die Verschwägerten 
zweiten Grades in der Seitenlinie, und zwar auch dann, wenn 
die Schwägerschaft auf einer unehelichen Geburt beruht; 
4. die Wahl(Pflege)eltern und die Wahl(Pflege)kinder; 
5. der Lebensgefährte; 
6. unbeschadet der Z 2 die im § 32 Abs. 2 der Konkursordnung 
genannten Personen. 

(5) Eine Person ist an einem Betrieb wesentlich beteiligt, 
wenn sie zu mehr als einem Viertel Anteil am Betriebskapital 
hat. Bei der Beurteilung des Anteiles am Betriebskapital ist 
der wahre wirtschaftliche Gehalt und nicht die äußere Erschei­
nungsform des Sachverhaltes maßgebend. Die §§ 22 bis 24 der 
Bundesabgabenordnung sind sinngemäß anzuwenden. 

(6) Stehen Wirtschaftsgüter, die einem Betrieb dienen, 
nicht im Eigentum des Betriebsinhabers, sondern im Eigen-
tum einer der im Abs. 4 genannten Personen, so haftet der 
Eigentümer der Wirtschaftsgüter mit diesen Gütern für die Zu­
schläge, solange er nicht nachweist, daß er die Zuschlags­
schulden nicht kannte bzw. trotz seiner Stellung im Betrieb 

nicht kennen konnte. 

(7) Die zur Vertretung juristischer Personen berufenen Per­
sonen und die gesetzlichen Vertreter natürlicher Personen 
haften im Rahmen ihrer Vertretungsmacht neben den durch sie 
vertretenen Zuschlagsschuldnern für die von diesen zu entrich­
tenden Zuschläge insoweit, als die Zuschläge aus Verschulden 
des Vertreters nicht bei Fälligkeit entrichtet werden." 
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6. Die Zitierung in § 26 Abs. 2 lautet: II§ 8 Abs. 6 und 7 11
• 

7. § 27 Abs. 3 lautet: 

11(3) Lehnt die Urlaubs- und Abfertigungskasse den Antrag ab 
oder erledigt sie den Antrag nicht billnen sechs Wochen, so 
kann der Arbeitgeber binnen zwei Wochen bei der zuständigen 
Bezirksverwaltungsbehörde die bescheidmäßige Erledigung seines 
Antrages binnen Monatsfrist begehren. Im übrigen ist § 25 Abs. 7 

sinngemäß anzuwenden. 1I 

Art i k e 1 I I 

Dieses Bundesgesetz tritt mit in Kraft. 
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Problem: 

Ziel: 

Inhalt: 

Alternativen: 

Kosten: 

- 9 -

Vor b I a t t 

Durch verfrühte oder grundlose Einreichung um 
Urlaubsentgelte sowie durch Säumigkeit bei der 
Zuschlagsentrichtung wird das Budget der Bau­
arbeiter-Urlaubs- und Abfertigungskasse be­
lastet. 

Entlastung des Budgets der Bauarbeiter-Urlaubs­
und Abfertigungskasse 

Der vorliegende Entwurf enthält Bestimmungen 
- über die Verpflichtung des Arbeitgebers zur 

Leistung von Zinsen für gehortete Urlaubs­
entgelte; 

- über die Einführung eines Rückstandsauswelses 
zur Eintreibung von Zuschlagsrückständen; 

- zur Anpassung der Vorschriften über die Betriebs­
nachfolgerhaftung an die vergleichbare Regelung 
des ASVG. 

Keine 

Keine 

/ 
/ 

I 

;' 
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E r I ä u t e run gen 

Allgemeiner Teil 

Der Anspruch auf das Urlaubsentgelt, das dem Arbeitnehmer gemäß 
§ 8 Abs. I BUAG bei Antritt des Urlaubs gebührt, richtet sich 
gegen die Urlaubs- und Abfertigungskasse. Die Auszahlung erfolgt, 
von besonderen im Gesetz geregelten Fällen abgesehen, über den Ar­
beitgeber, da dieser mit dem Arbeitnehmer die Vereinbarung 
über den Urlaubsantritt trifft und sohin den genauen Zeitpunkt 
des Urlaubsantritts kennt. Die Einreichung um Überweisung des 
erforderlichen Urlaubsentgeltes bei der Urlaubs- und Abfertigungs­
kasse (BUAK) kann vom Arbeitgeber frühestens einen Monat vor 
dem vereinbarten Urlaubstermin vorgenommen werden. Kommt es 
nach der Einreichung zu einer Verschiebung des beabsichtigten 
Urlaubsantritts, so verbleibt das angewiesene Urlaubsentgelt 
beim Arbeitgeber, zumal eine Rücküberweisung und neuerliche 
Einreichung sowohl den Arbeitgeber als auch die BUAK administra­
tiv belasten würde und auch die Gefahr bestünde, daß beim tat­
sächlichen Urlaubsantritt das Urlaubsentgelt nicht verfügbar 

wäre. 

Aus der Tatsache, daß namhafte Beträge an überwiesenen Urlaubs­
entgelten bei den Firmen oft längere Zeit verbleiben,ohne an 
die Arbeitnehmer ausbezahlt zu werden, kann, zumal diese Praxis 
bei manchen Firmen besonders auffällig ist, geschlossen werden, 
daß solchen Einreichungen von vornherein keine Urlaubsverein­
barung zugrunde liegt. Da im Gesetz eine Rückzahlungsverpflich­
tung nur bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses ohne Urlaubs­
konsum vorgesehen ist, wäre die Rückforderung nur bei dem 
schwierig zu führenden Nachweis einer mißbräuchlichen Einrei­

chung möglich. 

Diese Praxis führt zusammen mit der ebenfalls feststellbaren Nei­
gung bestimmter Firmen, bei der Entrichtung von Zuschlägen häufig 

196/ME XVII. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original) 11 von 26

www.parlament.gv.at



- 11 -

säumig zu sein, zu einer finanziellen Belastung des Budgets 
der Urlaubs- und Abfertigungskasse. Mit der Verpflichtung 
zur Zahlung von Zinsen für die gehorteten Urlaubsentgelte sol­
len einerseits der Anreiz zur Hortung genommen werden und 
andererseits die der BUAK entgehenden Zinseneinnahmen er­
setzt werden. 

Das im § 25 BUAG geregelte Verfahren zur Eintreibung von Zu­
schlagsrückständen führt, da in jedem Fall einer Zahlungs­
säumigkeit die Bezirksverwaltungsbehörde eingeschaltet werden 
muß und erst deren Bescheid, wenn er rechtskräftig ist, zur 
Exekution berechtigt, zu beträchtlichen Verzögerungen. Durch 
die Einführung eines Rückstandsausweises soll, ähnlich wie 
in der Sozialversicherung, eine Beschleunigung bei der Ein­
treibung von Zuschlagsrückständen erreicht werden. Die BUAK 
erhält jedoch kein Bescheidrecht; bei Einwendungen gegen die 
Exekution entscheidet über deren Richtigkeit die Bezirksver­
waltungsbehörde. 

Ferner werden die Bestimmungen über die Betriebsnachfolge 
an das ASVG angeglichen. 

Zum Verhältnis zur Rechtslage in den Europäischen Gemein­
schaften: 
Im Bereich der EG existieren keine dem BUAG entsprechenden 
gemeinschaftlichen Regelungen. Das Vorhandensein einer der 
der BUAK vergleichbaren Institution in der Bundesrepublik 
Deutschland indiziert die Gemeinschaftsrechts-Konformität 
einer derartigen Regelung. 
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Besonderer Teil 

Zu Z 1 (§ 2 Abs. 2): 

Der gesetzliche Geltungsbereich der durch das Bundesgesetz 

vom 25. November 1987, BGBl. Nr. 618, eingeführten Abfer­

tigungsregelung erfaanur den Kernbereich der Bauwirtschaft, 

während hinsichtlich der Bauneben- und Bauhilfsbetriebe eine 

befristete Möglichkeit zur Einbeziehung dieser Betriebe durch 

Verordnung vorgesehen wurde. 

Dieser Möglichkeit wurde durch die Verordnungen des Bundes­

ministers für Arbeit und Soziales vom 10. Feber 1988, BGBl. 

Nr. 114, und vom 15. April 1988, BGBl. Nr. 221, entsprochen, 

sodaß nunmehr der Geltungsbereich der Urlaubsregelung und 

der Geltungsbereich der Abfertigungsregelung - abgesehen von 

den fabriksmäßig betriebenen Zimmererbetrieben (d.s. Betriebe 

der Holzhaus- und Hallenindustrie) - deckungsgleich sind. 

Eine weitere Einbeziehung von Betrieben ist im Hinblick auf 

das mit 23. März 1988 erfolgte Auslaufen der Frist zur Ein­

bringung eines entsprechenden Antrages durch die Bundeskam­

mer der gewerblichen Wirtschaft ausgeschlossen. 

Aus Gründen der Rechtsklarheit und der Rechtssicherheit er­

scheint daher eine umfassende gesetzliche Regelung des sach­

lichen Geltungsbereiches der Abfertigungsbestimmungen zweck­

mäßig. 

Zu Z 2 (§ 8): 

Die Neuregelung des § 8 soll eine verbesserte Handhabung 

der Bestimmungen über die Auszahlung des Urlaubsentgeltes 

ermöglichen. Vor allem soll der Zinsenverlust, der der 

Urlaubs- und Abfertigungskasse seitens einiger Arbeitgeber 

durch eine mißbräuchliche Handhabung der Vorschriften über 

die Anforderung von Urlaubsentgelten erwächst, gemindert werden. 
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Diese Arbeitgeber versuchen durch verfrühte Einreichung um 

Urlaubsentgelte bzw. verspätete Rückzahlung nicht ausbezahlter 

Urlaubsentgelte, diese zu horten und sie inzwischen betrieb­

lich zu nutzen. 

Zahlt der Arbeitgeber das Urlaubsentgelt dem Arbeitnehmer 

während aufrechten Arbeitsverhältnisses nicht innerhalb 

von 3 Monaten ab dem Zeitpunkt der Überweisung durch die 

Urlaubs- und Abfertigungskasse aus, und erfolgt auch keine 

Rückzahlung an die Urlaubs- und Abfertigungskasse, so hat 

nunmehr der Arbeitgeber der Urlaubs- und Abfertigungskasse 

ab diesem Zeitpunkt Zinsen für die nicht verwendeten Urlaubs­

entgelte in Höhe von 10 % per anno zu entrichten. 

Ferner wird in § 8 Abs. 3 die Verpflichtung des Arbeitgebers 

normiert, für die Urlaubsentgelte ein besonderes Konto ein­

zurichten. Damit ist der Geldfluß der dem Arbeitgeber treu­

händerisch überwiesenen Urlaubsentgelte kontrollierbar. 

Diese Verpflichtung stellt auch ämErgänzung zu den in § 28 

enthaltenen Verfügungsbeschränkungen für Geldinstitute dar. 

Korrespondierend dazu sieht § 8 Abs. 8 die Möglichkeit der 

Direktauszahlung an den Arbeitnehmer unter anderem dann vor, 

wenn der Arbeitgeber der Verpflichtung zur Einrichtung eines 

besonderen Kontos nicht nachkommt. 

Zu Z 3 (§ 23): 

Im Zusammenhang mit der Neuregelung des § 8 steht auch 

die Ergänzung des § 23, die den Arbeitgeber verpflichtet, 

der Urlaubs- und Abfertigungskasse Einsicht in die Unter­

lagen des nach § 8 Abs. 3 zu errichtendm Sonderkontos zu 

gewähren. 
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Zu Z 4 (§ 25): 

Die Neuregelung des § 25 dient der Verbesserung und Beschleu­

nigung des Verfahrens zur Einbringung der der Urlaubs- und 

Abfertigungskasse zu leistenden Zuschläge durch die Einfüh­

rung eines Rückstandsausweises. 

Die Bestimmung des nunmehrigen § 25 Abs. 8, wodurch der 

Urlaubs- und Abfertigungskasse zur Eintreibung nicht recht­

zeitig entrichteter Zuschläge die Einbringung im Verwaltungs­

wege gewährt wird, stellt sicher, daß die Urlaubs- und Ab­

fertigungskasse als Körperschaft öffentlichen Rechts (§ 14 

Abs. 2) im Sinne der'- Bestimmung des § 3 Abs. 3 Verwal tungs­

vollstreckungsgesetz 1950 die Eintreibung der ihr zustehenden 

Zuschläge unmittelbar beim zuständigen Gericht beantragen 

kann. 

Einer allfälligen exekutiven Eintreibung ausstehender Zu­

schläge hat - wie bisher beim Antrag an die Bezirkshaupt­

mannschaft gemäß § 25 Abs. 3 - die Aufforderung der Urlaubs­

und Abfertigungskasse an den Arbeitgeber vorauszugehen, den 

Rückstand binnen zwei Wochen zu bezahlen (§ 25 Abs. 2). 

Über die trotz Zahlungsaufforderung nicht rechtzeitig ent­

richteten Zuschläge hat die Urlaubs- und Abfertigungskasse 

einen Rückstandsausweis auszufertigen und diesen mit der 

Klausel zu versehen, daß er einem die Vollstreckbarkeit 

hemmenden Rechtszug nicht unterliegt. Der Rückstandsausweis 

ist als Exekutionstitel im Sinne des § 1 Exekutionsordnung 

der exekutiven Eintreibung zugrunde zu legen. 

Über Einwendungen gegen die Richtigkeit des Rückstandsaus­

weises und der Vollstreckbarkeitsbestätigung hat die Bezirks­

verwaltungsbehörde bescheidmäßig abzusprechen (§ 25 Abs. 5) 

Dieser Bescheid ul1lterliegtdem,im nunmehrigen § 25 Abs. 7 geregel­

ten Rechtsmittelverfahren. 
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Daneben bleibt das bisher in § 25 Abs. 4 (nunmehr § 25 Abs. 6) 

geregelte Verfahren zur Feststellung der Anwendbarkeit des 

BUAG auf ein Arbeitsverhältnis bestehen. 

Parteien eines Verwaltungsverfahrens nach § 25 sind die BUAK 

und der Arbeitgeber. 

Zu Z 5 (§ 25 a): 

Die Neuregelung der Betriebsnachfolger - Haftung, die bisher 

in § 25 Abs. 7 normiert war, soll 

- einerseits dem Wechsel der Judikatur des Verwaltungsge­

richtshofes im Jahre 1983 zur "Betriebsnachfolge" gemäß 

§ 67 Abs. 4 ASVG in~der Fassung vor der 41. Novelle 

(vgl. Erk. vom 30.11.1983, Zl. 82/08/0021) sowie nachfol-

gend in gleicher Weise zur "Betriebsnachfolge" gemäß § 25 Abs. 7 

.BArbUG 1972 (vgl. Erk. vom 28.3.1984, Zl. 84/09/0025) Rechnung tragen und 

- die Haftungsregelung des BUAG an die vergleichbaren Haftungs­

regelungen des ASVG und der Bundesabgabenordnung anpassen. 

"Betriebsnachfolger" ist im Sinne der vom Verwaltungsgerichts­

hof entwickelten Auslegungsgrundsätze jene Person, die den 

Betrieb oder einen organisatorisch selbständigen Teilbetrieb 

aufgrund eines Veräußerungsgeschäftes mit dem Betriebsvor­

gänger erworben hat. 

Die vorgeschlagene Neuregelung der Betriebsnachfolgerhaftung 

im § 25 a Abs. 1 stimmt daher mit der Haftungregelung des 

§ 67 Abs. 4 ASVG geltende Fassung überein und sieht im Abs. 2 

eine dem § 67 Abs. 5 ASVG bzw. § 14 Abs. 2 Bundesabgaben­

ordnung gleichartige Regelung hinsichtlich des Erwerbes eines 

Betriebes aus einer Konkursmasse oder im Zuge eines Voll­

streckungsverfahrens vor. Abs. 3 ist ebenfalls dem § 67 Abs. 6 

ASVG nachgebildet und soll wie dieser die mißbräuchliche 

Umgehung der Betriebsnachfolgerhaftung nach Abs. 1 verhindern. 
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Auchdie gesetzlichen Definitionen des § 67 Abs. 7 und Abs. 8 

ASVG, die Haftungsregelung für Eigentümer von Wirtschafts­

gütern nach § 67 Abs. 9 ASVG sowie die Haftungsregelung für 

Vertreter juristischer bzw. natürlicher Personen nach § 67 

Abs. 10 ASVG werden in das BUAG übernommen (§ 25 Abs. 4 bis 

Abs. 7). 

Zu Z 6 (§ 26 Abs. 2): 

Die Änderung der Verweisung auf § 8 Abs. 6 und 7 ist bedingt 

durch die Neuordnung des § 8. 

Zu Z 7 (§ 27 Abs. 3): 

Die Neufassung des § 27 Abs. 3 ist bedingt durch die Neuregelung 

de s § 25, die die Anpassung der Verweisung auf die Bestirrmungen über 

das Verfahren vor der Bezirksverwaltungsbehörde erfordert. 
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Tex t 9 e gen übe r s tel 1 u n g 

Geltendes Recht 

§ 2. 

(2) Für den Such bereich der Abrertigllngsregelung sind Betriehe (Un­
ternehmungen) im Sinne des * 1: 
a) Ba u llIeisterbetriehe. i\ la u renn cisterhetriehe, Ba 111111 t ertlehmunge 11, 

Baueisenbieger- und -verlegerhetriehe, Demolierllllgshetriehe. Be. 
triebe der Inhaber von Konzessionen des Maurergell'erhes lIal:h *6 des 
Ballgewerbegesetzes, RG BI. Nr. 193/11l93, Deichgräher- ulld Erdhe. 
lI'egungsbetriehe, Gell'1isserregulierullgshetriehe, Wildhuth· ulld La­
winenverbnuungsbetriebe, Betriebe fiir !\1elioflltiollsarheiten, Stra. 
lIenbnubetriebe, Fassadenbesl:hichtungsbetriehe (ausgellollllllen Be. 
triebe der Maler und Anstreicher) sowie jelle Betriehe, die gent1ill Art. 
V Ahs. 2 des Bundesgesetzes, mit dem das Ballarheiter-Urlaubsgesetz 
1972, das Arbeiter-Ahfertigungsgesetz, das Insoh'ellz-Elltgel!sidle­
rungsgesetz sowie abgahenrechtliche Bestimlllungen geHndert wer­
deli, BGB!. Nr. 611l/19R7, durch Verordnung des Bundesministers fiir 
Arheit und Soziales im Eir1\'ernehmen mit dem Bundesminister für 
wirtschaftliche Angelegenheiten in den Gellungshereich dieses Bun­
desgesetzes einbezogen worden sind; 

b) Spezialhetriehe, die T1itigkeiten verrichten, die ihrer Art nach in den 
Tlitigkeitsbereich der Betriebe nach lit. n fallen; 

c) I'ersonalhereitstellungshetriehe beziiglich jener Arbeitnehmer, die zu 
T1itigkeiten üherlassen \\'\~rden, die ihrer Art nach in den Tätigkeitsbe­
reich eier Betriehe nach lit. a fallen. 

Fassung des Entwurfes 

Das Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungsgesetz. BGBI. Nr. 414/ 
1972, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBI. Nr. 618/1987, 
wird wie fOlgt geändert: 

I. § 2 Abs. 2 lautet: 

"(2) Für den Sachbereich der Abfertigungsregelung sind Betriebe 
(Unternehmungen) im Sinne des § I: 

a) Baumeisterbetriebe, Maurermeisterbetriebe, Bauunternehmun­
gen, Baueisenbieger- und -verlegerbetriebe, Demolierungsbe­
triebe, Betriebe der Inhaber von Konzessionen des Maurerge­
werbes nach S 6 des Baugewerbegesetzes, RGBI. Nr. 193/1893, 
Deichgräber- und Erdbewegungsbetriebe, Gewässerregulierungs­
betriebe. Wildbach- und Lawinenverbauungsbetriebe, Betriebe 
für Meliorationsarbeiten, Straßenbaubetriebe, Güterwegebaube­
triebe, Kaminausschleiferbetriebe, Fassadenbeschichtungsbe_ 
triebe (ausgenommen Betriebe der Maler und Anstreicher); 
b) Steinmetzmeisterbetriebe, Betriebe der Inhaber von Kon­
zessionen des Steinmetzgewerbes nach S 6 des Baugewerbege­
setzes, RGBI. Nr. 193/1893; 

c) Dachdeckerbetriebe, Pflastererbetriebe; 

d) Hafnerbetriebe (ausgenommen die reinen Erzeugungsbetriebe), 
Platten- und Fliesenlegerbetriebe; 

e) Brunnenmeisterbetriebe, Betriebe der Inhaber von Konzes­
sionen für das Brunnenmachergewerbe nach S 6 des Baugewerbe­
gesetzes, RGBI. Nr. 193/1893, Tiefbohrbe~riebe, Gerüstverleiher­
betriebe, Betriebe der Verleiher von Baumaschinen mit Bedie­

nungspersonal , Isoliererbetriebe, Asphaltiererbetriebe, Schwarz­
deckerbetriebe, Steinholzlegerbetriebe, Terrazzomacherbetriebe, 
Stukkateur- und Gipserbetriebe, Kunststeinerzeugerbetriebe; 

f) Zimmererbetriebe und Betriebe der Inhaber von Konzessionen 
des Zimmermannsgewerbes nach § 6 des Baugewerbegesetzes, RGBI. 

Nr. 193/1893, soweit sie niCht fabriksmäßig betrieben werden; 
Parkettlegerbetriebe; 

'-J 
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Geltendes Recht 

Urlaubsentgelt 

§ 8. (1) Dem Arbeitnehmer gebührt bei Antritt des Urlaubes ein Ur­
laubsentgelt (Urlaubsgeld zuzüglich Urlaubszuschull), das den in der An­
wartschaftsperiode erworbenen Anwartschaften (§ 4 Abs, 2) und der 
Dauer des Urlaubes entspricht. Fällt in die Anwartschaftsperiode eine 
kollektivvertragliehe Lohnerhöhung, so sind für die Berechnung aller 
Anwartschaften dieser Anwartschaftsperiode jene Zuschlagswerte her­
anzuziehen, die sich auf Grund der Lohnerhiihung ergehen. Der An­
spruch auf das Urlaubsentgelt richtet sich gegen die Urlaubs· und Abfer­
tigungskasse. 

(2) Der Arbeitgeber hat bei der für den Sitz des Betriebes zuständigen 
Landesstelle der Urlaubs- und Abfertigungskasse zu einem für die Aus­
zahlung an den Arbeitnehmer zcitgerechten Termin, frühestens jedoch 
einen Monat vor dem vereinbarten Urlaubsantritt um Überweisung des 
entsprechenden Urlaubsentgeltes einzureichen. Er hat sich hiebei vorcrst 
auf Grund der vorhandencn Unterlagen zu überzeugen, daß der Arbeit­
nehmer im Zeitpunkt des Urlaubsantrittes bereits den Urlaubsanspruch 
erworben hat. 

(3) Die Urlaubs- und Abfertigullgskasse hat das auf Grund der Einrei­
chung des Arbeitgebers diesem zu überweisende Urlaubsentgelt nach den 
erworbenen Anwartschaften zu berechnen. Mull der Arbeitgeber auf 
Grund des vereinbarten Urlallbsantrittes bereits vor Vollendul1g der 46. 
Anwartschaftswoche 11m Überweisung des Urlaubsentgeltes einreichen, 
hat die Urlaubs- und Abfertigungskasse die noch nicht gemeldeten An­
wartschaftswochen nach dem Durchschnitt der bisher in der laufenden 
Anwartschaftsperiode erworbenen Anwartschllftcn zu bercchnen. Allfiil­
Iige Unterschicde zwischen dieser Berechnung und dcn tatslichlich erwor­
bcnen Anwartschaften sind bei der nächsten Berechnung eincs Urlaubs­
cntgeltes oder bei einer Abfindung auszugleichcn. 

(4) Die Auszahlung des jeweils gebührenden Urlaubsentgeltes hat der 
Arbeitgcher um letzteu Arheitstag vor dem Url:lllhsantritt uuter Beriick-

Fassung des Entwurfes 

g) Spezialbetriebe, die Tätigkeiten verrichten, die ihre~ Art 
nach in den Tätigkeitsbereich der Betriebe nach lit. abis f 

fallen; 

h) Perso~albereitstel lungsbetriebe bezüglich jener Arbeitneh­
mer, die zu Tätigkeiten überlassen werden, die ihrer Art nach 
in den Tätigkeitsbereich der Betriebe nach lit. abis g fallen." 

Z. § 8 samt Überschrift lautet: 

"Urlaubsentgelt 

§ 8. (I) Dem Arbeitnehmer gebührt bel Antritt des Urlaubes 
ein Urlaubsentgelt (Urlaubsgeld zuzüglich Urlaubszuschuß), 
das den In der Anwartschaftsperiode erworbenen Anwartschaften 
(§ 4 Abs. 2) und der Dauer des Urlaubes entspricht. Fällt In 
die Anwartschaftsperiode eine kollektivvertragliehe Lohner­
höhung, so sind für die Berechnung aller Anwartschaften die­
ser Anwartschaftsperiode jene Zuschlagswerte heranzuziehen, 
die sich auf Grund der Lohnerhöhung ergeben. Der Anspruch 
auf das Urlaubsentgelt richtet sl~h gegen die Urlaubs- une 
Abfertigungskasse. 

(2) Der Arbeitgeber hat bei der für den Sitz des Betriebes 
zuständigen Landesstelle der Urlaubs- und Abfertigungskasse 
zu einem für die Auszahlung an den Arbeitnehmer zeItgerech­
ten Termin, frühestens jedoch einen Monat vor dem vereinbarten 
Urlaubsantritt um überweisung des entsprechenden Urlaubsent­
geltes einzureichen. Er hat sich hiebel vorerst auf Grund der 
vorhandenen Unterlagen zu überzeugen, daß der Arbeitnehmer im 
Zeitpunkt des Urlaubsantrittes bereits den Urlaubsanspruch 
erworben hat. 

(3) Die Urlaubs- und Abfertigungskasse hat das auf Grund 
der Elnrelchung des Arbeitgebers diesem zu überweisende 
Urlaubsentgelt nach den erworbenen Anwartschaften zu be­
rechnen und auf das vom Arbeitgeber für die überwiesenen 
Urlaubsentgelte einzurichtende besondere Konto zu überweisen. 
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Geltendes Recht 

sichtigung gesetzlichcr oder kollektivvertraglicher ßestimmungen über 
die Lohnzahlung vorzunehmen. Hiebei ist dem Arbeitnehmer auch der 
von der Urlaubs- und Abfertigungskasse vorgesehene Abrechnungsnach­
weis auszufolgen. Der Arbeitnehmer hat den Erhalt des Urlaubsentgeltes 
dem Arbeitgeber l\1 bestätigen. 

(5) Verbraucht der Arbeitnehmer während des Arbeitsverhiiltnisses 
dcn Urlaub nicht oder nur zu einem Teil, hat der Arbeitgeber ein bereits 
überwiesenes Urlaubsentgelt im Ausmaß des nicht verbrauchten Urlau­
bes der Urlaubs- und Abfertigungskasse binnen zwei Wochen nach Been­
digung des Arbeitsverhältnisses zurückzuzahlen. 

(6) Die Urlaubs- und Abfertigungskasse kann das Urlaubsentgelt dem 
Arbeitnehmer direkt auszahlen, wenn der Arbeitgeber die in den Abs. 4 
und 5 vorgesehenen Bestimmungen nicht erfüllt hat oder wenn er mit der 
Entrichtung rälliger Zuschläge für mehr als zwei Zuschlagszeiträume im 
Rückstand ist. 

Fassung des Entwurfes 

(4) Muß der Arbeitgeber auf Grund des vereinbarten Urlaubs­
antrittes bereits vor Vollendung der 46. Anwartschaftswoche 
um Überweisung des Urlaubsentgeltes einreichen, so hat die 
Urlaubs- und Abfertigungskasse die noch nicht gemeldeten 
Anwartschaftswochen nach dem Durchschnitt der bisher in 
der laufenden Anwartschaftsperiode erworbenen Anwartschaften 
zu berechnen. Allfällige Unterschiede zwischen dieser Berech-" 
nung und den tatSächlich erworbenen Anwartschaften sind bei 
der nächsten Berechnung eines Urlaubsentgeltes oder bei einer 
Abfindung auszugleichen. 

(5) Die Auszahlung des jeweils gebührenden Urlaubsentgeltes hat 
der Arbeitgeber am letzten Arbeitstag vor dem Urlaubsantritt 
unter Berücksichtigung gesetzliCher oder kollektivvertraglicher 
Bestimmungen über die Lohnzahlung vorzunehmen. Hlebel ist dem 
Arbeitnehmer auch der von der Urlaubs- und Abfertigungskasse 
vorgesehene Abrechnungsnachweis auszufolgen. Der Arbeitnehmer 
hat den Erhalt des Urlaubsentgeltes dem Arbeitgeber zu bestätigen. 

(6) Wird das Urlaubsentgelt dem Arbeitnehmer während des 
Arbeitsverhältnisses nicht oder bei Urlaubshaltung nicht 
zur Gänze Innerhalb von drei Monaten nach überweisung durch 
die Urlaubs- und Abfertigungskasse (Abs. 3) ausbezahlt und 
der Urlaubs- und Abfertigungskasse niCht rücküberwiesen, so 
hat der Arbeitgeber ab diesem Zeitpunkt für das nicht ver­
brauchte Urlaubsentgelt der Urlaubs- und Abfertigungskasse 
Zinsen In der Höhe von 10 vH p.a. zu entrichten. Die Urlaubs­
und Abfertigungskasse kann aus rücksichtswürdigen Gründen 
die Zinsen herabsetzen oder erlassen. 

(7) Verbraucht der Arbeitnehmer während des Arbeitsverhält­
nisses den Urlaub niCht oder nur zu einem Teil, hat der Ar­
beitgeber ein bereits überwiesenes Urlaubsentgelt im Ausmaß 
des nicht verbrauchten Urlaubes der Urlaubs- und Abfertigungs­
kasse binnen zwei Wochen nach Beendigung des Arbeitsverhält­
nisses zurückzuzahlen. 
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Geltendes Recht 

/ 

// 

§ 23. Dem Arbeitnehmer, dem Betriebsrat, der Urlaubs- und Abferti­
gungskasse und der Aufsichtsbehörde sind auf Verlangen Einsicht in die 
ftir die Berechnung der Zuschlagsleistung maßgebenden Lohnaufzeich­
nungen (l.,ohnkontohlätter, l.,ohnlisten, l.,ohnsteuerkarten, An- und Ab­
meldungen zur Krankenversicherung, Urlaubs- und Abfertigungskarten, 
Melde- und Zuschlagsverrechnungslisten und dergleichen) zu gewähren. 

Fassung des Entwurfes 

(8) Die Urlaubs- und Abfertigungskasse kann das Urlaubsent­
gelt dem Arbeitnehmer direkt auszahlen, wenn der Arbeit­
geber die in Ab~. 5 und 7 vorgesehenen Bestimmungen nicht 

erfüllt hat, mit der Entrichtung fälliger Zuschläge für 
mehr als zwei Zuschlagszeiträume im Rückstand ist oder kein 

besonderes Konto für Urlaubsentgelte (Abs. 3) eingerichtet 

hat. 

3. § 23 wird folgender Satz angefügt: 

" 0 e r U r lau b s _ und Ab f e r ti gun g s k ass eis t übe r d i.~~. die Ein s ich t 

in sämtliche Unterlagen betreffend das besondere Konto des 
Arbeitgebers für Urlaubsentgelte gemäß § 8 Abs. 3 zu gewähren." 

N 
o 

196/M
E

 X
V

II. G
P - M

inisterialentw
urf (gescanntes O

riginal)
21 von 26

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



Geltendes Recht 

§ 25 ..... 

(3) Leistet der Arbeitgeher dieser Au/Torderung nicht oder nur' teil­
weise Folge, so hat die Urlaubs- und Ahfertigungskasse hei der 7.lJstiindi­
gen Bezirksverwaltungshehiirde den Antrag 7.IJ stellen, einen Bescheicl 
des Inhalts zu erlassen, dall der Arbeitgeher den Hiickstand hinnen zwei 
Wochen an die Urlaubs- und Ahrertigungskasse zu entrkhten hat. Die 
Bezirksverwaltungshehiirde hat den Bescheid ehestens, spiitestens aher 
einen Monat nllch Einlangen des Antrages, zu erlassen. 

(4) Bestreitet der Arbeitgeber die Vorschreibung gemäH Abs.l mit der 
Begründung, nicht in den Geltungsbereich dieses Bundesgesetzes zu fal­
Jen, so hat die Bezirksverwaltungsbehörde auf Antrag der Urlaubs- und 
AbCertigungskasse ehestcns, spätestens aber einen Monat nach Einlan­
gen des Antrages mittels Bescheides festzustellen, ob der Arbeitgeber 
den Vorschriften dieses Bundesgesetzes unterliegt. 

(5) Über Berufungen gegen einen Bescheid nach Abs. 3 und 4 entschei­
det der Landeshauptmann. Gegen die Entscheidung des Landeshaupt­
mannes ist eine weitere Berufung unzulässig. Bildet Gegenstand des Ver­
fahrens die Frage, ob für das in Betracht kommende Arbeitsverhältnis 
dieses Bundesgesetz Anwendung findet, so endet der Reehtsmittelzug 
beim Bundesministerium Cür soziale Verwaltung; dieses hat, wenn gleich­
zeitig die Höhe des Riickstandes bestritten wird, auch darüber zu ent­
scheiden. 

(6) Ein in Rechtskraft erwachsener Bescheid ist ein Exekutionstitel im 
Sinne des § 1 der Exekutionsordnung, RGUI. Nr. 79/1896. 

(7) Der Betriebsnachfolger haftet für Zuschläge, die sein Vorgiinger 
nicht entrichtet hat, unbeschadet der fortdauernden Haftung des Be­
triebsvorgiingers und unheschadel der Haftung des nctriehsnachfolgers 
nach dem § 1409 des Allgemcinen Biirgerlichen Gesetzbuches fiir die Zeit 
von höchstens zwülC Monutcn, vom 111ge dcs Erwerhes zuriickgercchnet, 
im Falle einer Anfrage bei der Urlaubs- und AbCcrtigungskussc jedoch 
nur mit dem Betrag, dcr ihm als Rückstund ausgcwicscn worden ist. Lei­
stet der Betriebsnuchfolger der AufTorderung der Urlaubs- und AbCcrti­
gungskassc, den Riickstund seines Vorgängers binncn 14 Tugen zu hezuh­
Icn, nicht Folgc, so hat die Urlaubs- und AlJfertigungskassc bei der zu­
ständigen Bezirksverwultungsbchörde dcn Antrug zu stellen, einen Be­
scheid des Inhalts zu erlassen, daß der Betriebsnachfolger den Rückstand 
binnen zwei Wochen an die Urlaubs- und AbCertigungskasse zu entrichtcn 
hut. Abs. 5 gilt sinngemii/1. ' 

4. 

Fassung des Entwurfes 

§ 25 Abs. 3 bis 8 lauten: 

"(3) Leistet der Arbeitgeber dieser Aufforderung nicht 
oder nur teilweise Folge, so hat die Urlaubs- und Abfer­
tigungskasse zur Eintreibung nicht reChtzeitig entriCh­
teter Beträge einen Rückstandsausweis auszufertigen. Die­
ser Ausweis hat den Namen und die Anschrift des Schuldners, 
den rückständigen Betrag, die Art des Rückstandes samt 
Nebengebühren, den Zuschlagszeitraum, auf den die rück­

ständigen Zuschläge entfallen,und allenfalls vorgeschrie­
bene Verzugszinsen zu enthalten. Die Urlaubs- und Abferti­
gungskasse hat auf dem Ausweis zu ve~merken, daß der Rück­
standsausweis einem die Vollstreckbarkeit hemmenden Rechts­
zug nicht unterliegt. Der Rückstandsausweis ist Exekutions­
titel im Sinne des § I der Exekutionsordnung. 

(4) Als Nebengebühr kann die Urlaubs- und Abfertigungs­
kasse in den Rückstandsausweis einenpauschalierten Kosten­
ersatz für die durch die Einleitung und Durchführung der 
zwangsweisen Eintreibung bedingten Verwaltungsauslagen mit 
Ausnahme der im Verwaltungsweg oder im gerichtlichen Weg 
zuzusprechenden Kosten aufnehmen. Der Anspruch auf die im 
Verwaltungsweg oder im gerichtlichen Weg zuzusprechenden 
Kosten wird hiedurch nicht berührt. Der pauschalierte 

Kostenersatz beträgt 0,5 vH des einzutreibenden 
Betrages, mindestens jedoch 20 S. Der Ersatz kann für 
dieselbe Schuldigkeit nur einmal vorgeschrieben werden. 
Allfällige Anwaltskosten des Verfahrens zur Eintreibung 
der Zuschläge dürfen nur insoweit beansprucht werden, als 
sie im Verfahren über Rechtsmittel auflaufen. 

(5) Ein Einspruch gegen den Rückstandsausweis gemäß Abs.3 
ist vom Arbeitgeber bei der Bezirksverwaltungsbehörde 
einzubringen. Diese hat mit Bescheid über die Richtig­
keit der Vorschreibung zu entscheiden. 
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Geltendes Recht Fassung des Entwurfes 

(6) Bestreitet der Arbeitgeber die Vorschreibung gemäß Abs.1 
mit der Begründung, nicht In den Geltungsbereich dieses 
Bundesgesetzes zu fallen, so hat die BezIrksverwaltungsbe­
hörde auf Antrag der Urlaubs- und Abfertigungskasse ehestens, 
spätestens aber einen Monat nach Einlangen des Antrages mit 
Bescheid festzustellen, ob der Arbeitgeber den Vorschriften 
dieses ßundesgesetzes unterliegt. 

(7) Ober Berufungen gegen einen ßescheid nach Abs. 5 oder 6 
entscheidet der Landeshauptmann. Gegen die Entscheidung des 
Landeshauptmannes Ist eine weitere Berufung unzulässig. 
ßlldet Gegenstand des Verfahrens die Frage, ob für das In Be­
tracht kommende Arbeitsverhältnis dieses Bundesgesetz An­
wendung findet, so endet der Rechtsmittelzug beim Bundes­
minister für Arbeit und Soziales; dieser hat, wenn gleich­
zeitig die Höhe des Rückstandes bstrltten wird, auch darüber 
zu entscheiden. 

(8) Der Urlaubs- und Abfertigungskasse ist zur Eintreibung 
nicht rechtzeitig entrichteter Zuschläge die Einbringung im 
Verwaltungswege gewährt (§ 3 Abs.3 Verwaltungsvollstreckungs­
gesetz 1950)." 
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Geltendes Recht Fassung des Entwurfes 

5. Nach S 25 wird ein S 25 a eingefügt. der lautet: 

"S 25 a. (I) Wird ein Betrieb übereignet, so haftet der Erwer­
ber' für Zuschläge. die sein Vorgänger zu zahlen gehabt hätte. 
unbeschadet der fortdauernden Haftung des Vorgängers sowie der 
Haftung des Betriebsnachfolgers nach § 1409 ABGB unter Bedacht­
nahme auf § 1409 a ABGB und der Haftung des Erwerbers nach S 25 
des Handelsgesetzbuches für die Zeit von höchstens zwölf Mona­
ten vom Tag des Erwerbes zurückgerechnet. 1m Fall einer Anfrage 
bei der Urlaubs- und Abfertigungskasse haftet er jedoch nur mit 
dem Betrag. der ihm als Rückstand ausgewiesen worden ist. 
Leistet der Betriebsnachfolger der Aufforderung der Urlaubs­
und Abfertigungskasse. den Rückstand seines Vorgängers binnen 
14 Tagen zu bezahlen. nicht Folge. so hat die Urlaubs- und 
Abfertigungskasse einen Rückstandsausweis auszufertigen. 
§ 25 Abs. 3 bis 7 gelten sinngemäß. 

(2) Abs. 1 gi It nicht bei einem Erwerb aus einer Konkurs­
masse oder im Zuge eines Vollstreckungsverfahrens. 

(3) Geht der Betrieb auf 

I. einen Angehörigen des Betriebsvorgängers gemäß Abs. 4. 
2. eine am Betrieb des Vorgängers wesentlich beteiligte Per­

son gemäß Abs. 5 oder 
3. eine Person mit wesentlichem Einfluß auf die Geschäftsfüh­
rung des Betriebsvorgängers (z.B. Geschäftsführer. leitender 
Angestellter. Prokurist) über. so haftet dieser Betriebsnach­
folger ohne Rücksicht auf das dem Be~riebsübergang zugrunde 
liegende Rechtsgeschäft wie ein Erwerber gemäß Abs. I. solange 
er nicht nachweist. daß er die Zuschlagsschulden nicht kannte 
bzw. trotz seiner Stellung im Betrieb des Vorgängers nicht 
kennen konnte. 

(4) Angehörige gemäß Abs. 3 Z I sind: 
I. der Ehegatte; 
2. die Verwandten in gerader Linie und die Verwandten zweiten 
und dritten Grades in der Seitenlinie. und zwar ~uch dann. 
wenn die Verwandtschaft auf einer unehelichen Geburt beruht; 
3. die Verschwägerten in gerader Linie und die Verschwägerten 
zweiten Grades in der Seitenlinie. und zwar auch dann. wenn 
die Schwägerschaft auf einer unehelichen Geburt beruht; 
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Geltendes Recht 

§ 26 •...• 
(2) Im Falle der Rück7.ahlung eines UrlaubsentgOeltes gemäß § l) Abs. 

5 hat der Arheitgeber gleichzeitig auch die darauf entrallenden und von 
der Url:1Ubs· und Abfertigungskasse erhaltenen Nebenleistungen riickzu· 
erstatten. 

Fassung des Entwurfes 

4. die Wahl(Pflege)eltern und die Wahl(Pflege)kinder; 
5. der Lebensgefährte: 
6. unbcschadet der Z2 die im § 32 Abs. 2 der Konkursordnung 
genannten Personen. 

(5) Eine Person ist an einem Betrieb wesentlich beteiligt. 
wenn sie zu mehr als einem Viertel Anteil ,m Betriebskapital 
hat. Bei der Beurteilung des Anteiles am Betriebskapital ist 
der wahre wirtschaftl iche Gehalt und nicht ~ie äußere Erschei­
nungsform des Sachverhaltes maßgebend. Die §§ 22 bis 24 der 
Bunde s a bg a boe nordnung sind si nng emä ß an zuwenden. 

(6) Stehen WirtschaftsgUter. die einem Betrieb dienen, 
nicht im Eigentum des Betriebsinhabers, sondern im Eigen-
tum einer der im Abs. 4 genannten Personen, so haftet der 
EigentUrner der WirtschaftsgUter mit diesen GUtern fUr die Zu­
schläge. soldnge er nicht nachweist, daß er die Zuschlags­
schulden nicht kannte bzw. trotz seiner Stellung im Betrieb 
nicht kennen konnte. 

(7) Die zur Vertretung juristischer .Personen berufenen Per­
sonen und die gesetzlichen Vertreter natUrlicher Personen 
haften im Rallmen ihrer Vertretungsmacht neben den durch sie 
vertretenen Zuschlagsschuldnern fUr die von diesen zu entrich­
tenden Zuschläge insoweit, als die Zuschläge aus Verschulden 
des Vertreters nicht bei Fälligkeit entrichtet werden." 

6. Die Zitierung in § 26 Abs. 2 lautet: u§ a Abs. 6 und 7". 
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Geltendes Recht 

§ 27. . ... 

(3) Lchnt dic Urlauhs- und Ahferti~ungskassc elcn Antra~ ah oder cr­
ledigt sic dcn Antrag nicht hinncn scchs Wochcn, so kann elcr Arhcitgehcr 
hinnen zwei Wochcn bci dcr zuständigcn Bczirks\'crwaltungshchiirdc dic 
bcscheidmiilligc Erlcdigung scincs Antragcs bcgchren. Auf diescs Vcrfah­
rcn lindcn dic Bestimmungcn dcs § 25 Abs. 3 und 4 sinngcmiill Anwen­
dung. 

Fassung des Entwurfes 

7. § 27 Abs. 3 lautet: 

"(3) Lellnl die Urlaubs- und Abfertigungskasse den Antrag ab 
oder erledigt sie den Antrag nicht billnen sechs Wochen, so 

kann der Arbeitgeber binnen zwei Wochen bei der zuständigen 
Bezirksverwaltungsbehörde die bescheidmäßige Erledigung seines 
Antrages binnen Monatsfrist begehren. 1m übrigen ist § .25 Abs. 7 

sinngemäß anzuwenden." 
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